
Von Maria Wetzel

SCHWIEBERDINGEN. „Warum scheitert ein
Teil der Schüler?“ Diese Frage beschäftigt
Martin Weingardt schon lange. Der Erzie-
hungswissenschaftler an der Pädagogischen
Hochschule Ludwigsburg ist überzeugt,
dass Schüler mehr brauchen als guten Fach-
unterricht. 70 Prozent dessen, was sie fürs
Leben lernen, erwerben sie außerhalb des
Unterrichts. Deshalb sollte die Schule ihnen
vielfältige Erfahrungs- und Lerngelegen-
heiten bieten, sagt Weingardt.

Gedacht, getan. Seit zwei Jahren erproben
mit seiner Unterstützung sechs Schulen im
Land – Grundschulen, Haupt-/Werkreal-
schulen, Realschulen und Gymnasien – ein
neues Modell: die offene Bürgerschule. In
Kolbingen, Michelbach/Bilz, Mönchweiler,
Reutlingen und Simmersfeld. Die sechste ist
die Hermann-Butzer-Schule in Schwieber-
dingen im Kreis Ludwigsburg. „Für uns ist
die Bürgerschule ein großes Geschenk“, sagt
Schulleiterin Ilse Riedl.

Jahrelang hatte die Rektorin der Grund-
und Hauptschule mit Werkrealschule ver-
sucht, Ehrenamtliche für die Nachmittags-
betreuung zu gewinnen. Erst seitdem es
einen Bürgerbeirat an der Schule gibt,
klappt das gut. „Bitte behalten Sie Ihr Wis-
sen und Ihre Kenntnisse nicht für sich, son-
dern geben Sie diese wertvollen Schätze an
unsere Nachfahren weiter“, werben die fünf
Mitglieder – mit Erfolg. Rund 40 Männer
und Frauen unterstützen die Schule: Sie bie-
ten Arbeitsgemeinschaften von Aquarell-
zeichnen bis Umweltschutz an, sind Lesepa-
ten oder Berufswegpartner, stellen den Kon-
takt zu Sportvereinen, zur Wirtschaft und
sozialen Einrichtungen her. Sie helfen Schü-
lern bei der Suche nach einem Praktikum
oder einem Ausbildungsplatz und machen
mit ihnen Bewerbungstraining. Als Flücht-
lingskinder aus Afghanistan und dem Iran
an die Schule kamen, wurden nicht nur für

sie, sondern auch ihre Eltern Deutschkurse
eingerichtet. Manchmal ist die Aufgabe fast
ein Halbtagsjob, sagt Sibylle Appel, eine von
Fünfen, die sich für zweieinhalb Jahre als
Bürgerbeiräte verpflichtet haben. Dass die
Lehrer mit den vielfältigen Anforderungen
oft überlastet sind und Unterstützung ge-
brauchen könnten, ist ihr aufgefallen, als
ihre eigenen Kinder noch zur Schule gingen
– „in einer Nachbarort“ wie sie betont. An-
ders als die Lehrer, die größtenteils auswärts
leben, ist die Gemeinderätin in Schwieber-

dingen bestens verankert und weiß, wer für
diese oder jenes Angebot gut geeignet wäre.
Nur wenige sagen nein.

Nils hat im Gartenbaukurs gelernt, wie
man Mauern anlegt und Beete umgräbt. Es
habe ihm Spaß gemacht, an der frischen Luft
zu sein, sagt er. „Die Schüler lernen etwas
und merken es gar nicht“, sagt der Leiter des
Jugendhauses, der sich mit Schülern um den
Schulgarten kümmert. Das „Lernen zwi-
schen Tür und Angel“ komme vor allem
denen entgegen, die im Unterricht eher ab-

schalten. Eine Neuntklässlerin erinnert sich
gern an die Begegnung mit so genannten
Zeitzeugen. „Ich habe dadurch erfahren, wie
es früher hier war.“ Beliebt ist auch der ara-
bische Kochkurs, den eine Mutter anbietet.
„Da lernen die Kinder auch viel über die ver-
schiedenen Kulturen“, erzählt diese.

Die Kontakte zwischen Jungen und Alten,
zwischen Einheimischen und Zugezogenen,
verändern auch die Atmosphäre in dem
11 500-Einwohner-Ort. Oft werde sie jetzt
von Schülern gegrüßt, sagt eine Ehrenamtli-
che. Der Vorsitzende des Naturschutzbun-
des, der beispielsweise mit Schülern an der
Glems Vögel beobachtet, hat festgestellt,
dass die Nistkästen in der Nähe der Schule
nicht mehr zerstört werden. Vor allem
schwächeren Kindern bringe es wenig, wenn
sie im Unterricht mehr vom Gleichen be-
kommen, sagt Weingardt. „Sie brauchen
einen anderen Zugang zu den Themen.“ Da-
bei spielt die Beziehung zu den Erwachsenen
eine wichtige Rolle.

Neu ist das Thema nicht. Schulsozial-
arbeiter und Jugendbegleiter arbeiten mitt-
lerweile an vielen Schulen. Doch mancher-
orts gibt es noch Berührungsängste. Mal,
weil Lehrer befürchten, dass solche Angebo-
te Teil eines Sparprogramms sind, mal, weil
sie sich nicht in die Karten blicken lassen
wollen. Auch in Schwieberdingen seien eini-
ge zunächst etwas zögerlich gewesen, sagt
Schulleiterin Riedl. Doch inzwischen schät-
zen sie das gute Miteinander. Eine Entwick-
lung kann die Bürgerschule allerdings nicht
stoppen – den Rückgang der Schülerzahlen
an der Haupt-/Werkrealschule.

Die Hermann-Butzer-Schule, die benach-
barte Realschule und die Gemeinde haben
darauf reagiert. Für die künftigen Fünft-
klässler wird es in Schwieberdingen eine
Gemeinschaftsschule geben – die beiden
Hauptschulen in Schwieberdingen und
Hemmingen und die Realschule nehmen kei-
ne Schüler mehr auf. Riedl ist sich sicher,
dass viele Ehrenamtliche ihre Unterstüt-
zung auch der neuen Schulart zukommen
lassen. Schließlich geht es ihnen ja darum,
dass kein Kind in ihrer Gemeinde zurück-
bleibt – egal, an welcher Schulart.

Wenn Bürger für ihre Schule sorgen
Sechs Kommunen erproben neuesModell: Kollegien und Ehrenamtliche arbeiten eng zusammen

„Es braucht ein ganzes Dorf, um ein
Kind zu erziehen“, sagt ein afrikanisches
Sprichwort. Schwieberdingen und fünf
andere Gemeinden im Land nehmen
das wörtlich – dort haben sich Schulen
auf denWeg gemacht, umoffene
Bürgerschule zu werden.

Von Jan Sellner

STUTTGART. So sieht das Gegenteil von
pflichtschuldigem Gedenken aus: An drei
Orten in Stuttgart wurde am Freitag an die
Deportation von 456 Sinti vor 70 Jahren
nach Auschwitz erinnert: am Nordbahnhof,
wo am 15. März 1943 ein erster Deporta-
tionszug mit 211 Sinti startete, in der Dom-
kirche St. Eberhard und im Neuen Schloss.
Ein Dreiklang des Gedenkens mit viel Sym-
bolkraft und konkreten Botschaften.

Die erste Botschaft lautet: Das Land
schließt – ähnlich wie Schleswig-Holstein,
Rheinland-Pfalz und Bayern – einen Staats-
vertrag mit den Sinti und Roma. Es geht um
Anerkennung und eine Stärkung des gesell-
schaftlichen Miteinanders. „Noch in diesem
Sommer soll der Staatsvertrag Gesetzes-

kraft erlangen“, sagt Ministerpräsident
WinfriedKretschmannbeieinerFeierstunde
imNeuenSchloss.Ersiehtdarineinewichti-
ge Antidiskriminierungs-Maßnahme: „Wir
dürfen nicht so tun, als sprächen wir nur
über Vergangenes. Ausgrenzung und Diskri-
minierungvonSintiundRomaaufgrundvon
Vorurteilen und Ressentiments sind auch
heute europäische und leider auch deutsche
Realität.“ Zu dieser Einschätzung kommt
auch der Geschichtsprofessor Peter Stein-
bach: Die Volksgruppe der Sinti und Roma
stehe aktuell in etlichen Staaten Europas
unter Druck. Es gebe Anlass zur Sorge.

Für Daniel Strauß, dem Vorsitzenden des
Landesverbandes der deutschen Sinti und
Roma, bedeutet der Staatsvertrag viel: „ eine
solide Grundlage“ für die Anerkennung sei-
ner Volksgruppe und die Würdigung ihrer

kulturellen Identität. Als Beispiel nennt er
die Musik und die reiche Märchentradition,
die unter den Nazis fast ausgelöscht worden
sei. Der Staatsvertrag schaffe einen Rah-
men, um diese Traditionen zu beleben und in
der Gesellschaft sichtbar zu machen.

Eine zweite Botschaft des Gedenktags
lautet: Die christlichen Kirchen bekennen
Mitschuld. In einem eindrucksvollen öku-
menischen Gottesdienst in St. Eberhard
sprechen Bischof Gebhard Fürst für die ka-
tholische und Bischof Ulrich Fischer für die
evangelische Kirche, von der „christlichen
Pflicht des Erinnerns“. Dabei bleibt es nicht
– ihr Blick geht ins Heute: „Die Ausgrenzung
von Sinti und Roma ist eine Schande für
Europa“, sagt Fürst: „Müssen wir uns als
Kirchen nicht viel stärker dafür einsetzen,
dass ein Leben in Würde und mit Zukunfts-

chancen möglich ist.“ Unter den Gottes-
dienstbesuchern ist Hildegard Franz, Sinte-
za aus Ravensburg – eine von zwei noch le-
benden Deportierten aus dem Südwesten.
Sie hat ihre Erinnerungen an die Lagerzeit
in Auschwitz aufgeschrieben; eine junge
Frau trägt sie mit zarter Stimme vor. Rund
umdenAltarstehen456weißeRosenmitden
Namen aller Deportierten – eine Geste von
Schülern der Bischof-von-Lipp-Schule in
Mulfingen. Ähnlich berührend ist zuvor eine
Zusammenkunft an der Gedenkstätte im
Nordbahnhof mit dem früheren Stuttgarter
Prälat Martin Klumpp und 150 Teilneh-
mern.

Alles zusammengenommen ein „einzig-
artiger“ Tag, findet Daniel Strauß. Er sieht
darin eine „politische und moralische Wie-
dergutmachung. Das tut uns Sinti gut.“

Staatsvertrag mit Sinti und Roma bis Sommer
Gedenkfeier zum 70. Jahrestag der Deportation: Kirchen bekennenMitschuld, und das Land setzt ein Zeichen

Ehrenamtliche Lernpaten können für Schülerwichtige Bezugspersonen sein Foto: dpa

Fragen
an den
Kultusminister
ForumBildung:SomeldenSie sich
fürdieVeranstaltungam15.April an

STUTTGART (StN). Bei ihrem Regierungs-
antritt vor fast zwei Jahren hat die baden-
württembergische Landesregierung ange-
kündigt, die Qualität im Bildungswesen
spürbar zu verbessern. Doch für die ver-
sprochenen Investitionen ist kaum Geld
da. Im Gegenteil: Grün-Rot hat beschlos-
sen, bis zum Jahr 2020 rund 11 600 Leh-
rerstellen abzubauen.

Keine leichte Aufgabe für den SPD-Po-
litiker Andreas Stoch, der am 23. Januar
2013 das Amt des Kultusministers über-
nommen hat. Wo wird er sparen? Welche
der vielen Reformen
kann und will er über-
haupt noch umsetzen?
Wird es künftig nur
noch Gymnasien und
Gemeinschaftsschu-
len als weiterführen-
de Schulen geben?
Wie geht es mit dem
Ausbau der Ganz-
tagsschulen weiter?
Wann und wie wird
das gemeinsame Ler-
nen von Kindern mit und ohne Behinde-
rungen verwirklicht?

Um diese und andere Fragen geht es
beim Forum Bildung dieser Zeitung mit
Kultusminister Andreas Stoch am Mon-
tag, 15. April, 19 Uhr, im Stuttgarter Rat-
haus. Die Veranstaltung wird moderiert
von Maria Wetzel, Bildungsredakteurin,
und Jan Sellner, Ressortleiter Landes-
nachrichten.

Der Eintritt für das Podiumsgespräch
ist frei, eine Einlasskarte aber erforder-
lich. Diese erhalten Sie, wenn Sie sich an-
melden (www.stn.de/forumbildung).

Stoch Foto: dpa

Bafög soll
angepasst werden
STUTTGART (lsw). Wissenschaftsministe-
rin Theresia Bauer (Grüne) sieht in der
Debatte über die Bafög-Reform eine
Chance, das Fördersystem den heutigen
Anforderungen anzupassen. „Das BaföG
steht derzeit noch im Konflikt mit den Bo-
logna-Ideen. Es ist nämlich noch immer
auf den ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss beschränkt“, teilte Bauer am Frei-
tag mit. Nötig sind weitreichende Libera-
lisierungs- und Öffnungstendenzen.

Bauers Kollegin in Berlin, Bundesbil-
dungsministerin Johanna Wanka (CDU)
will die Förderung der Studenten stärker
an deren Lebenswirklichkeit anpassen. So
gebe es inzwischen viele Menschen, die
neben dem Beruf studierten, sagte Wanka.
„Die Förderung muss weiter geöffnet
werden“, forderte die Ministerin. Pfeiler
einer Reform könnten höhere Altersgren-
zen für den Bafög-Anspruch sein und die
Erweiterung auf Formen wie das Teilzeit-
studium. Wanka will darüber im April mit
den Ländern beraten. Diese tragen ein
Drittel der Bafög-Kosten, der Bund den
Hauptteil.

Der Umbau der Universitätsausbildung
läuft unter dem Stichwort Bologna-Pro-
zess. Inzwischen sind nahezu alle
Studiengänge auf die gestufte Struktur
mit den Abschlüssen Bachelor und Master
umgestellt.

Nach anfänglichem Zögern

gutes Miteinander
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